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Abgeordnetenhaus. 
Zehnte Sitzung vom 24. November. 
(Schluß.) 

Abg. Dr. Löwe wünſcht, daß die Zahl der Be- 
amten im Haufe ſich vermindere, ijt aber auch der An- 
ſicht, daß bei der ganzen kultur⸗hiſtoriſchen Entwicklung 
des Volkes die Beamten auf lange Zeit in dieſem Hauſe 
nicht zu entbehren ſeien. 

Miniſter des Innern Graf Eulenburg: Die 
Anſicht des Vorredners von der Nothwendigkeit der 
Beamten im Hauſe theile ich vollkommen; es kann ſich 
hier nur um die Bedingungen handeln, unter denen die 
Beamten im Abgeordnetenhauſe anweſend ſein können. 
Gerade die Landräthe find es, denen die Stellyertre- 
tungskoſten abgezogen werden müſſen. f 

Abg. Graf Schwerin: Ich muß konſtatiren, 
daß während der Zeit, wo ich die Ehre gehabt haben, 
dem Miniſterium anzugehören, im Staatsminifterium 
ein Zweifel darüber niemals aufgekommen iſt, daß die 
Verfaſſung nicht geſtattet, den Beamten Stellvertretungs⸗ 
koſten in Rechnung zu ſtellen. (Hört! Hört!) Da die 
Beamten ohne Urlaub in die Kammer treten können, 
jo find auch andere Nachtheile für fie ausgeſchloſſen. 
Es liegt aber eine Benachtheiligung des freien Wahl⸗ 
rechts darin, wenn man den Beamten Nachtheile zu- 
fügen will für den Eintritt in die Kammer und ſolche 
Nachtheile find die Stellvertietungstoften. Die Maf- 
regel der Regierung ijt weder eine finanziell nothwen⸗ 
dige, noch eine rechtlich nothwendige, ſie iſt vielmehr 
eine politiſche. (Sehr richtig!) Die Staatsregierung 
it nicht berechtigt, dem Andrange der Beamten zu den 
Mandaten zu ſteuern. (Sehr richtig!) Das Mini- 
ſterium Manteuffel-Weftphalen, welches gewiß an fon- 
ſervativer Geſinnung dem jetzigen Miniſterium nicht 
nachgab, hat niemals der Verfaſſung eine ſolche Aus- 
legung gegeben. (Hört! Hört!) Der Beſchluß des Qber⸗ 
tribunals iſt dem Rechtsbewußtſein des Volles nicht 
entſprechend und deshalb muß die Sache auf geſetzlichem 
Wege geregelt werden. t 

Abg. Graf Bethuſy⸗-Huc ſchließt ſich der An- 
ſicht des Obertribunals durchweg an, erachtet jedoch eine 
geſetzliche Regelung ebenfalls für nothwendig. — Damit 
it die Beſprechung beendet. 


ung des Etats für das 


FJortſeßzung der & athung 
Jahr 18689. 

IJ. Handels-Miniſterium. 

In der allgemeinen Beſprechung über dieſen Etat 
ſpricht Abg. Dr. Löwe fein Bedauern darüber aus, 
daß das Extraordinarium bei dieſen Etat abgeſetzt ſei, 
weil dadurch viele nothwendige Dinge nicht zur Aus- 
führung gelangten. — Abg. Schmidt (Stettin) be⸗ 
ſpricht die nothwendige Verbeſſerung der Küſten⸗ und 
Strandichifffahrt und die Nothwendigkeit einer Strand- 
ordnung. — Der Handelsminiſter Graf Itzenplitz 
erwidert, daß die Regierung es nicht an Anträgen habe 
fehlen laſſen, Dag aber die Fachminiſter nicht vergeſſen 
dürften, daß fie auch Staatsminiſter ſeien. Was die 

Strandordnung anbelange, ſo habe der Bundeskanzler 
le Bundesregierungen bereits aufgefordert, darüber in 

rathung zu treten. — Bei Tit. 5, Handel, Gewerbe 
und Bauverwaltung in den Provinzen, monirt Abg. 

r. Löwe die große Zahl der Beamten in der Pro- 
dinz Hannover gegenüber den anderen Provinzen. Abg. 
Grumbrecht rechtfertigt dies durch Hinweis auf das 
geoße Domanialvermögen der Provinz, ſchließt ſich jedoch 

m Wunſche Löwe's auf Verminderung der Beamten 
zahl an. Das Prinzip der preußiſchen Verwaltung ſei 

deſſen dazu geeignet, die Zahl der Beamten zu vere 
mehren, und das ſei auch überall da der Fall geweſen, 

o die preußiſche Verwaltung eingeführt ſei, namentlich 
ES Eiſenbahnweſen. — Abg. v. Denzin beſtreitet, 
aß die Provinz Hannover vor den übrigen Provinzen 
6 eußens irgend einen Vorzug habe. — Abg. Grum- 
recht: Von dem Domanial-Vermigen des geſammten 
Preußiichen Staates fällt auf die Provinz Pommern mehr 

s ein Drittel. — Abg. Windhorſt (Meppen): 
nen von uns wird darüber empfindlich berührt, 

enn die Zahl der Beamten in Hannover, bei gleichen 

eſulten, erheblich vermindert werde. Die Erfahrung 
at gelehrt, daß, wo die preußiſche Verwaltung orga» 

Miet, fie auch wehr Beamte gebraucht. 

Zu Titel 9, perſönliche Ausgaben für Beamte 
Handels- und Gewerbe-Berwaltung, beantragte Abg. 
x Glaſer die Summe von 19,129 Thlr. für Beamte 
wel Binnenleggen als künftig wegfallend zu bezeichnen, 
ſtie dieſe Perſonen nicht als Staatsbeamte anzuſehen 

= — Der Reg.-Komm. Macean erwidert, daß 
le frage des Abg. Glajer bereits Folge gegeben 
Aled daß die Abſicht vorliege, die jetzt noch beſtehende 
ri verſche Einrichtung in Uebereinftimmung mit den 

Dr chtungen anderer Provinzen zu bringen. — Abg. 

„Glaſer zieht in Folge deſſen ſeinen Antrag zurück. 

Zu Titel 14, Stromregulirungen und Hafen- 
dp 8 ſpricht Abg. Szuldrezynski, indem er gleiche 
Med lung für alle Provinzen des Landes und zu dem 

die Anlegung eines beſtimmten Planes befür- 


der 


Graf Itzenplitz: Sowie die Vorberathung des Etats 


Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. Mittwoch, den 25. November 


wortet. Er beantragt: „die Staatsregierung aufzu⸗ 
fordern, den Plan zur Fortſetzung und möglichſt baldigen 
Vollendung der Warthe-Regulirung ſpäteſtens in der 
nächſten Seſſion vorzulegen“. } 

Abg. v. Vincke (Olbendorff) erklärt, daß es nur 
mit Rückſicht auf die Finanzlage des Staates von einem 
ähnlichen Antrage in Betreff der Oder-Regulirung ab- 
ſtehe. — Abg. Dr. Faucher unterſtützt den Antrag 
Szuldrezynski; da die Warthe eine der wichtigſten 
Waſſerwege für den hieſigen Holzhandel, ſowie auch 
für die Intereſſen der öſtlichen Provinzen ſei. — Der 
Antrag wird angenommen. f 

Zu Tit. 17, Zu Chauſſee-Neubauten (1,100,000 
Thlr.), monirt Abg. v. Hennig, daß die Staatstegierung 
keinen Verwendungsplan für die Summe “ Haufe 


dentlich gering. 


einzelnen Miniſterien zu bejprechen. 


Miniſteriums des Innern umgeſchaffen wird. 
richtig!) Es giebt ſehr viele Angelegenheiten, die vom 
vorgelegt habe. Dieſes Recht des Hauſes dürfe nicht 
vernachläſſigt werden und wenn dieſe Pläne nicht bis 
zur Schlußberathung vorgelegt ſeien, ſo werde er einen 
beſonderen Antrag darauf richten. — Handelsminiſter 


und durch die Berathung zwiſchen beiden Miniſtern in 
einer der Sache ſchädlichen Weiſe verzögert werden. 
Abg. Dr. Lutteroth: 


beendet ſei, würden die Vertheilungspläne ſofort auf⸗ 
geſtellt werden. 

Zu Titel 21, Techniſche Lehranſtalten 2., erklärt 
auf eine Anfrage des Abg. Dr. Francke (Oldenburg), 
der Handelsminiſter Graf Itzenplitz, daß es im Werke 
ſei, die Provinzial-Gewerbeſchulen umzuſchaffen. Es 
ſolle erſtens eine ſogenannte Vorſchule errichtet werden, 
damit die Kinder gehörig vorbereitet in die Gewerbe⸗ 
ſchule treten könnten. Es ſoll ferner noch eine höhere 
Klaſſe eingerichtet werden, um denjenigen Schülern die 


Veränderung in dem Chef. 
gegen den Erweiterungsbau des landwirthſchaftlichen 
Miniſteriums. 

Abg. Schmidt (Stettin) erklärt, daß es gerathener 
ſei, ein volkswirlhſchaftliches Miniſterium zu gründen 
und demſelben Handel, Gewerbe, Landwirthſchaft, das 
Verſicherungsweſen, Genoſſenſchaftsweſen ꝛc. unterzu⸗ 
ordnen. Dieſes Miniſterium könnte dann durchweg mit 
Fachmännern beſetzt werden, was bei dem landwirth⸗ 
ſchaftlichen Miniſterium jetzt durchaus nicht der Fall ſei. 
Redner erklärt ſich gegen den Antrag v. Körber, der 
dann auch bei der darauf folgenden Abſtimmung mit 
großer Majorität abgelehnt wird. 

Bei Titel 2 der Einnahmen (jährliche Beiträge 
auswärtiger Regierungen für die Bearbeitung der Aus- 
einanderſetzungs⸗Sachen) erklärt Abg. Dr. Glaſer, 
daß durch die mit dieſen Regierungen abgeſchloſſenen 
Verträge dem Staate Laſten auferlegt würden, dieſelben 
daher dem Hauſe hätten zur Genehmigung vorgelegt 
werden müſſen. — Miniſter v. Selchow erklärt, daß 
er die Vorlegung dieſer Verträge nicht für nöthig er⸗ 
achtet, es liege dazu in der Sache gar kein Grund vor. 
Dieſe Verträge gehörten nicht zu der Kategorie derer, 
welche der Art. 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde vorſehe. 

Abg. Lasker erklärt, daß er den Ausführungen 
des Abg. Glaſer überall beitrete und letzterer behält ſich 
die Einbringung eines beſonderen Antra zes vor. 

Bei Titel 10 (andere perſönliche Ausgaben) mo- 
nirt Abg. Knapp, daß einem vom Hauſe im ver- 
gangenen Jahre gefaßter Beſchluß in Betreff der Auf⸗ 
hebung der Konſolidations⸗Verordnung in Naſſau, keine 
Folge gegeben ſei. — Minifter v. Selchow erklärt, 
daß er von einem ſolchen Beſchluſſe gar keine Kenntniß 
habe (Verwunderung). — Abg. Pariſius verweiſt den 
Miniſter auf die ſtenographiſchen Berichte und ſpricht 
ſein Bedauern über dieſe Thatſache aus, zumal ein 
Regierungs-Kommiſſar anweſend geweſen fei. 

Abg. v. Hoverbeck beantragt Vertagung der 
Berathung, bis der Miniſter ſich überzeugt habe, was 
das Haus beſchloſſen und bis er ſeine Erklärung dar- 
über abgegeben habe. (Heiterkeit. Abg. Dr. Virchow 
überreicht dem Miniſter den ſtenographiſchen Bericht.) 
Miniſter v. Selchow: Der mir ſo eben überreichte Be⸗ 
richt überraſcht mich. — Der Antrag des Abg. v. 
Hoverbeck wird angenommen und damit auch die Sitzung 
vertagt. — Schluß 3 ½¼ Uhr. 

Nächſte Sitzung: Donnerſtag 10 Uhr. Tages- 
ordnung: 1) Verleſung einer Interpellation des Abg. 
Schultze über die Ausgleichung des Bundesgenojjen- 
ſchafts-Geſetzes in Preußen; 2) Geſetzentwurf wegen 
Aufhebung der Denunziantenantheile; 3) Fortſetzung 


Gewerbe gehörig befähigten. — Abg. Jacobi i 
wünſcht den Miniſter die Provinz Poſen in 
ziehung ans Herz zu legen. — Der Han 
ſagt möglichſte Berücksichtigung nach Maßgabe 
handenen Mittel zu. — Weitere Diskuſſion fi 
ſtatt. Der Etat des Handelsminiſteriums if 
erledigt. A 
Etat des landwirthſchaftlichen Mi 
riums. a 
Der Minijter für landwirthſchaftliche Ampeles 
heilen, v. Selchow, ſchilt der Beſprechung die Be- 
merkung voraus, daß auch bei dieſem Etat die allgemeine 
Finanzlage hätte berückſichtigt werden, und der Etat ſich 
eine Reduktion bis auf das vorliegende Minimum habe 
gefallen laſſen müſſen, auf deſſen ungeſchmälerte. Be- 
willigung er rechne. 

Der Regierungs-Kommiſſar Geh. Ober-Regierungs⸗ 
Rath Heyden giebt darauf eine vergleichende Ueberficht 
des Etats. 

Abg. Schmidt (Stettin) meint, daß die Verwal- 
tung des landwirthſchaftlichen Miniſteriums gar nicht 
vorwärts gehe. Es dürfte deshalb bei der bevorſtehen⸗ 
den Organiſtrung die Frage der Aufhebung des land- 
wirthſchaftlichen Miniſteriums in Erwägung zu ziehen 
ſein. Die Landwirthſchaft könne auch ohne beſondere 
Vertretung im Miniſterium bleiben. Der Redner tadelt, 
daß der Poſten für die Landes-Meliorationen vom Etat 
geſtrichen, der Poſten für das landwirthſchaftliche Mini⸗ 
ſterium darauf verblieben ſei. 

Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten 
v. Selchow: Ich will auf dieſe Angriffe nicht ant- 
worten, ich überlaſſe die Beurtheilung derſelben dem 
Hauſe. Ich will nur bemerken, daß für die beiden, 
vom Vorredner angedeuteten Zwecke ganz enorme Sum- 
men angeſetzt, aber geſtrichen werden und für das land- 
wirthſchaftliche Miniſterium nur die gewiß kaum zu nen⸗ 
nende Summe von 50,000 Thlr. verblieben ijt. — 
Abg. Richter (Eſſen): Der Gehalt des Miniſteriums 
ſei im vergangenen Jahre um 2000 Thlr. erhöht; 


es hätte dann aber auch bei den Gehältern der Unter- der Budgetberathung. > 

beamten eine Erhöhung eintreten müſſen. Fahre man} ———..ĩé⁊—0¹; a᷑4ęꝛ 

auf dem gegenwärtigen Wege fort, fo werde man wahr⸗ Deutſchland. 

ſcheinlich, um die dringendſten Bedürfniſſe der Land⸗ Bertin, 24. November. Se. Majeſtät der 


König beabſichtigt, am Sonntag Mittags mit den Prin- 
zen nach Wernigerode zu fahren und an den Jagden 
theilzunehmen, welche der Graf zu Stolberg-Wernige- 
rode veranſtaltet. — Die Jagd in der Provinz Han⸗ 
nover, von der die Rede war, ſoll abgeſagt ſein. 

— Se. Majeſtät der König wird morgen Nach⸗ 
mittag, nach der Rückkehr von Schwerin, den Finanz⸗ 
miniſter Baron v. d. Hepdt und den Unterſtaatsſekretär 
v. Thile empfangen. 

— Der Prinz Karl empfing heute Mittags einige 
höhere Artillerie- und Ingenieur-Offiziere, unter deren 
Leitung Schießverſuche angeſtellt worden ſind. 

Berlin, 25. November. Zur Anweſenheit 
J. Maj. der Königin in der Rheinprovinz meldet die 
„Elb. Z.“: Am Donnerſtag fand in Koblenz die Ver- 
looſung des unter der Protektion Ihrer Majeftat der 
Königin Auguſta ſtehenden evangeliſchen Frauenvereins 
zum Beſten der dortigen evangeliſchen Armen ſtatt. 
ſeinen Freunden geſtellten Antrag, der eine Erweiterung Ihre Maj. hatte ſowohl viele jchöne Geſchenke dem 
der Reſſort-Verhältniſſe des landwirthſchaſtlichen Mini- Verein zukommen laſſen und viele Looſe genommen, 
ſteriums involvirt. In Betracht zu der Wichtigkeit der als Sie auch die Verlooſung mit Allerhöchſter Gegen- 


wirihſchaſt zu befriedigen, ſeine Zuflucht nehmen müſſen 
zur Sammlung von freiwilligen Beiträgen und Liebes- 
gaben. ( Heiterkeit.) Hier fei der Ort, die Selbjlser- 
waltung ſo bald als möglich in Gemeinden und Kreiſe 
einzuführen. Der Redner ſpricht dann vom germani- 
ſchen Chriſtenthum, von der Selbſtverwaltung, die Kei⸗ 
nen ausſchließe, wenn der König rufe und das Bater- 
land in Gefahr ſei, und wird wiederholt durch große 
Heiterkeit und Ruf zur Sache unterbrochen. — Abg. 
ch. v. Ledebur ſpricht den Wunſch aus, daß die Re- 
gierung in der nächſten Zeit einen Geſetzentwurf, betr. 
die Zuſammenlegung der Grundſtücke in den alten Pro- 
vinzen, dem Landtage vorlegen möge. — Miniſter v. 
Selchow: Ein ſo dringendes Bedürfniß für die alten 
Landestheile liegt wohl nicht vor und eine ſolche Zuſage 
zu machen, ijt die Regierung nicht im Stande, die Frage 
wird der Erwägung unterzogen werden. 

Abg. v. Körber vertheidigt einen von ihm und 


Miniſterium des Innern nicht getrennt werden können 


Eine Unterordnung des 
land wirthſchaftlichen Miniſteriums unter das Miniſterium 
des Innern würde weiter nichts herbeiführen, als eine 
Der Redner erklärt ſich 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7½ Sgr., 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1868. 


Verwaltung ſei der Etat dieſes Miniſteriums auferor- wart beehrte und auf's Huldvollſte fi mit einzelnen 
Die Lebensfähigkeit des landwirthſchaft⸗ 
lichen Miniſteriums unterliege keinem Bedenken, aber der 
Bau eines landwirthſchaftlichen Miniſteriums ſei noth- 
wendig. — Abg. Graf Schwerin: Die Budgetbe- 
rathung ſei nicht der Art, die Reſſortverhältniſſe der 
(Sehr richtig!) 
Ich erkläre mich aber gegen den Körber'ſchen Antrag, 
weil ich der Anſicht bin, daß die Intereſſen der Land- 
wirthſchaft nicht dadurch gefördert werden, daß man das 
Reſſort des landwirthſchaftlichen Miniſteriums erweitert, 
ſondern daß dieſen Intereſſen weit mehr gedient wird, 
wenn das Miniſterium wiever zu einer Abtheilung des 
(Sehr 


Damen unterhielt. Auch das evangeliſche Stift erfreute 
ſich Ihres Beſuchs wie Ihrer Gaben. Wie verlautet, 


lenz verweilen und an einem der nächſtfolgenden Sonn⸗ 
tage der Emweihungsfeier einer wohlthätigen Anſtalt in 
Neuwied beiwohnen, zu welcher Feier die verwittwete 
Fürſtin zu Wied, welche letzthin bei J. M. auf Be⸗ 
ſuch war und mit Ihr dem Gottesdienſt in der evan⸗ 
geliſchen Civilkirche beiwohnte, Ihre Maj. eingeladen 
hat. Am Sonnabend verweilte Ihre Maj. die Königin, 
wie uns aus Koblenz gemeldet wird, einige Stunden 
in Köln. 
zogs zu Sachſen, der dem Küraſſier⸗Regiment, deſſen 
Chef er iſt, in Deutz einen Beſuch machte, traf Ihre 
Maj. im Regierungs⸗Gebäude mit Sr. K. Hoh. dem 
Fürſten von Hohenzollern und deſſen Familie zuſammen. 
Ferner beehrte Ihre Maj. mehrere Wohlthätigkeits⸗An⸗ 
ftalten beider Konfeſſionen mit Allerhöchſtihrem Beſuche. 
Im Dome wurde die Königin vom Erzbiſchof em⸗ 
pfangen. Nach einer Beſichtigung des Neubaues der 
der Flora wohnte Ihre Maj. einer Aufführung im 
Konſervatorium für Muſik unter Hiller's Leitung bei 
und kehrte um 5 Uhr nach Koblenz zurück. Am Sonn⸗ 
tag beehrte Ihre Maj. durch Ihre Gegenwart die Ein⸗ 
weihung des neuen Krankenhauſes zu Neuwied. — 
Den Kammerherrndienſt hat Freiherr v. Frentz über⸗ 
nommen. Se. K. H. der Großherzog zu Sachſen 
hat Koblenz bereits wieder verlaſſen. 

— J. K. H. der Prinz und die Frau Prin- 
zeſſin Karl, die Frau Prinzeſſin Luiſe und andere hohen 
Herrſchaften erſchienen geſtern Abends in der Oper. — 
Se. K. H. der Prinz Karl beehrte auch die geſtrige 
Soirée des Phyſikers A. Böttcher (italien. Eiswüſte) 
im Saal - Theater des Schauſpielhauſes mit einem 
Beſuche. 

— J. K. H. der Großherzog und die Frau 
Großherzogin von Mecklenburg⸗Schwerin kommen, dem 
Vernehmen nach, am 4. Dezember zum Beſuch an 
den Königlichen Hof. 

— Um der Gefahr vorzubeugen, die Dotation 
des Exkönigs Georg nicht hierzu geeigeneten Händen 
zu übertragen, wird in Abgeordnetenkreiſen zu dem 
Entwurfe des Beſchlagnahmegeſetzes eine Klauſel 


Fonds ausſchließlich dem Finanzminiſter unter ver⸗ 
faſſungsmäßiger Verantwortlichkeit zu übertragen ſei. 

— Wie national-liberale Blätter melden, iſt man 
in Abgeordnetenkreiſen entſchloſſen, um den Finanz⸗ 
miniſter in den Stand zu ſetzen, noch vor dem 1. 
Januar 1869 das Budget in der Geſetzſammlung er- 
ſcheinen zu laſſen, die Etatsberathungen einige Tage 
vor den Weihnachtsferien zu Ende zu bringen. Sollten 
die gewöhnlichen Sitzungen nicht ausreichen, ſo werden 
Abendſitzungen eingelegt werden. 

Hamburg, 22. Novbr. Die Unterſuchung 
wegen des Vorfalls auf dem „Zanzibar“ iſt in vollem 
Gange. Der auf dem Schiffe befindlich geweſene, völlig 
verdorbene Theil des Proviants iſt auf das Stadthaus 
gebracht; indeß ſind, gegen Stellung einer Kaution von 
5000 Mark ſeitens des Rheders, der Kapitän Popp 
und der Steuermann Heinſer vorläufig ihrer Haft ent⸗ 
laſſen worden. — Bri Erforſchung des großartigen 
Schwindels der Gebrüder Roſenthal und Konſorten, 
deſſen ich kürzlich erwähnte, werden immer mehr die 
umfangreichen Betrügereien dieſer würdigen Firma auf⸗ 
gedeckt. Von der augenblicklich in Berlin ſich aufhal⸗ 
tenden Frau des Komplicen Wolff lief noch am letzten 
Donnerſtag eine Depeſche ein, daß ihr Mann, drin- 
gender Familien-Verhältniſſe wegen, nach Berlin fom- 
men möchte. Die Depeſche war natürlich auf eine 
Täuſchung der Polizei berechnet. Von circa einem hal⸗ 
ben Jahre war die ganze ſaubere Geſellſchaft mit Weib 
und Kind in Berlin anweſend und ſchenkte der dortigen 
Synagogen-Gemeinde Silbergeräth für die Tyorarollen, 
ſowie eine Decke vor dem heiligen Schrank zum Werthe 
von 3000 Thalern. Obgleich der Telegraph ſofort 
ſehr thätig war, iſt bis jetzt doch Niemand von der 
Bande ermittelt worden. 

Kaſſel, 22. November. Nach der „Heſſiſchen 
Volksztg.“ iſt von dem Ober-Appellationsgericht zu Ber- 
lin eine Entſcheidung ergangen, durch welche die gegen 
die Vollmachten des Kurfürſten wegen angeblicher Un⸗ 
zuläſſigkeit des darin gebrauchten Titels: „Von Gottes 
Gnaden, ſouveräner Landgraf von Heſſen“ erhobenen 
Einwendungen verworfen worden ſind. 

Raffel, 24. November. Der Kommunalland- 
tag beſchloß in ſeiner heutigen Sitzung einſtimmig, auf 
eine Berathung der Vorlage über die Landeskreditkaſſen 
nicht einzugehen. 

Wiesbaden, 24. November. Hier einge- 
troffener Nachricht zufolge ijt der Weiterbau der naſſaui⸗ 
ſchen Eiſenbahn von Biebrich über Kaſtel nach Guſtavs⸗ 
burg vom Miniſterium beſchloſſen und ſollen die Bor- 
arbeiten ſchleunig beendet werden. 

Darmſtadt, 20. November. Bekanntlich 
war gegen den hieſigen Lehrer und Mitprediger Mitze⸗ 


wird die Königin noch bis Anfang Dezember in Robe. 


In Begleitung Sr. K. H. des Großher⸗ 


Inhalts beantragt werden, daß die Verwaltung jenes : 
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